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Strukturplan nördlich entlang der BAB 6 

Ergänzungen zur Vorlage A.41/194/2017 um die Auswirkungen des 
Planfeststellungsbeschlusses der Regierung von Mittelfranken vom 18.12.2017 
(Aktenzeichen RMF-SG-32-4354-1-21) für den Umbau des Autobahnkreuzes 
Nürnberg-Ost 

In dieser Anlage wird auf die wesentlichen Aspekte des o.g. Planfeststellungsbeschlusses 
eingegangen und die Auswirkungen auf die Strukturplanung nördlich der BAB 6 aufgezeigt. 

 

Zusammenhang zwischen Planfeststellungsverfahren und Strukturplangebiet 

Die rechtliche Grundlage für den Umbau des Autobahnkreuzes Nürnberg-Ost wird durch ein 
Planfeststellungsverfahren bei der Regierung von Mittelfranken und im Ergebnis durch den 
Planfeststellungsbeschluss gelegt. Für die planerischen Inhalte ist die Autobahndirektion 
Nordbayern zuständig. 
Von den direkten Baumaßnahmen am Autobahnkreuz Nürnberg-Ost ist die Stadt Schwabach 
nicht betroffen. Anders sieht es mit den ökologischen Maßnahmenflächen und 
Bannwaldflächen aus, die als Ausgleich im Schwabacher Stadtgebiet und speziell 
größtenteils innerhalb des Gebiets der Strukturplanung der Stadt Schwabach vorgesehen 
sind. 

 

Verfahrensablauf und Veränderungen in den Planfeststellungsunterlagen 

1. Beteiligung 
Zunächst wurde die Stadt Schwabach während der ersten Beteiligungsstufe nicht beteiligt. 
Stattdessen wurde der Stadt Schwabach eine nachträgliche Stellungnahmemöglichkeit 
eingeräumt. 
Die Maßnahmen im Planfeststellungsverfahren sahen in der ersten Beteiligung im Bereich 
der Strukturplanung Bannwaldflächen, kombiniert mit ökologischen Ausgleichmaßnahmen 
auf den Grundstücken der ehemaligen Autobahnmeisterei (Maßnahmenfläche E 16.1) sowie 
in einem kleineren Teilbereich östlich der Lindenstraße (Maßnahmenfläche E 16.2) vor. Die 
Stadt Schwabach hat diese Maßnahmen abgelehnt und Alternativflächen zur Prüfung 
vorgeschlagen. 
 
2. Beteiligung 
In der zweiten Beteiligungsstufe wurden Teile der Alternativstandorte südlich der BAB 6 
aufgenommen (Maßnahmenflächen E 16.3 und E 16.4), jedoch nicht zur Reduzierung der 
geplanten Bannwaldflächen und ökologischen Maßnahmenflächen nördlich der BAB 6 
(Strukturgebiet). In einem kleinen Teilbereich östlich der Lindenstraße wurde die 
Bannwaldfläche in nördlicher Richtung geringfügig reduziert (nicht aber die ökologischen 
Maßnahmenfläche) und erheblich in östlicher Richtung erweitert. Die Stadt Schwabach hat 
die Maßnahmenflächen und die Errichtung von Bannwald nördlich der BAB 6 erneut 
abgelehnt und auf die Darstellungen des Flächennutzungsplans verwiesen. 
 
Planfeststellungsbeschluss vom 18.12.2017 
Im Planfeststellungsbeschluss sind die Flächen in der Form der zweiten Beteiligungsstufe 
unverändert enthalten. In der nachstehenden Tabelle sind die wesentlichen Inhalte der 
Abwägung der Stellungnahmen der Stadt Schwabach im Planfeststellungsverfahren 
enthalten: 
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Umgang mit den Belangen der Stadt Schwabach 

Belang der Stadt Schwabach Abwägungsergebnis der 
Planfeststellungsbehörde 

Keine reguläre Beteiligung bei der ersten Stufe Keine Erwähnung 

Bannwaldfläche auf der Fläche der ehem. 
Autobahnmeisterei wiederspricht den Zielen der 
städtebaulichen Entwicklung  

Fläche ist im FNP nachrichtlich als Verkehrsfläche mit 
überörtlicher Bedeutung enthalten  Auf der Fläche 
besteht keine Planungshoheit der Gemeinde, da dem 
Fachplanungsrecht unterzogen 

Überplanung mit Strukturplanung der Stadt 
Schwabach widerspricht dem FNP und stellt zudem 
keine verbindliche Planung dar 

Geplanter Wald beeinflusst Wohnnutzung nördlich An 
der Autobahn nicht, da Übergang durch Waldmantel, 
Gras-, Krautsaum 

Durch die geplante Aufforstung eines Bannwaldes 
wird das Ortsbild nicht negativ beeinflusst 

Bisherige Störwirkung der Fläche entfällt  

Bannwaldflächen östlich der Lindenstraße 
widersprechen den Darstellungen des FNP, an die 
auch der Fachplanungsträger gebunden ist, und 
der vom Stadtrat beschlossenen Planung zum 
Landschaftspark Süd 

Bindungswirkung der Fachplanung an die 
Darstellungen des FNP bestätigt. Im FNP-Verfahren 
wurde den Darstellungen vom Fachplanungsträger 
nicht widersprochen 

 FNP stellt nur Grundzüge der städtebaulichen 
Ordnung dar, Wald ist auf einer öffentlichen 
Grünfläche keine größere Einschränkung 

 Planung zum Landschaftspark Süd entfaltet keine 
Bindungswirkung 

Alternativstandorte für die Schaffung von 
Bannwald 

Vorgeschlagene Standorte westlich des Eichwasen 
sind bereits Waldflächen, eine Ausbildung als 
Bannwald damit nicht möglich 

Die vorgeschlagenen Alternativstandorte entlang der 
BAB 6 wurden geprüft und stehen für Bannwald nicht 
zur Verfügung (Nutzung für Planfeststellung BAB 6 
bzw. eine Privatfläche steht nicht zum Erwerb 

 

Auswirkungen des Planfeststellungsbeschlusses 

Auf die Belange der Stadt Schwabach wurde keine Rücksicht genommen. Statt dem Verzicht 
auf Bannwald- und ökologische Maßnahmenflächen im Geltungsbereich der Strukturplanung 
wurden die Flächen innerhalb des Planfeststellungsverfahrens sogar deutlich erweitert. Die 
vorgeschlagenen Alternativflächen wurden teilweise als zusätzliche Maßnahmenflächen 
aufgenommen, jedoch nicht zur Reduzierung der Flächen nördlich der BAB 6. 
 
Auf Grund der trennenden Wirkung der BAB 6 wird in Frage gestellt, in wieweit sich die 
vorgesehenen Bannwaldflächen nördlich der BAB 6 überhaupt für diesen Zweck eignen 
(sehr kleine punktuelle Waldflächen, trennende Wirkung für Tierwelt, Immissionen,…). 
 
Der Flächennutzungsplan ist für Fachplanungsträger verbindlich, sofern sie diesem im 
Verfahren nicht widersprochen haben. Dabei widerspricht insbesondere die 
Maßnahmenfläche östlich der Lindenstraße den Darstellungen des FNP. Die Darstellung 
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öffentliche Grünfläche mit Zweckbestimmung Park ist nicht gleichzusetzen mit dem 
Planzeichen Wald.  
 
Im Planfeststellungsbeschluss werden zunächst die Bannwaldflächen planfestgestellt, die 
konkreten Regelungen dazu erfolgen in der Bannwald-Verordnung. Hier ist derzeit nicht 
abschätzbar, ob und wie die freiraumplanerischen Grundzüge (z.B. Durchwegung, 
Spielplatz,…) berücksichtigt werden (können). Wenn dies nicht möglich sein sollte und der 
Bannwald im WorstCase unzugänglich wäre, könnten die Ziele des Strukturplans nicht 
vollständig umgesetzt werden und die notwendigen Freiraumangebote (Spielplatz,…) wären 
dann ggf. in den geplanten Wohngebieten unterzubringen (Flächenverlust für Wohnzwecke). 
 
Neben der Thematik „Bannwald“ sind diese Flächen zusätzliche ökologische 
Maßnahmenflächen. Hier ist derzeit nicht klar abschätzbar, inwieweit die Ziele des 
ökologischen Ausgleichs und der Ausgleichsbilanz neben der Bannwald-VO zusätzliche 
Einschränkungen in der Freiraumnutzung mit sich bringen (die Wohnbaufläche östlich der 
Lindenstraße scheidet im nördlichen Teil damit für eine bauliche Nutzung aus) 
 
Generell in Frage gestellt werden könnte, ob sich auf Grund der geringen Größe und 
trennenden Wirkung der 6-streifigen BAB 6 zzgl. Lärmschutzstreifen, den direkt 
angrenzenden Siedlungsflächen/Wohnbauflächen die vorgesehenen Flächen nördlich der 
BAB 6 überhaupt als Bannwald eignen (sehr kleine punktuelle Waldflächen, trennende 
Wirkung für Tierwelt, Immissionen,…) 
 
Anstehende Entscheidung 
Im anstehenden Beschluss soll die Entscheidung getroffen werden, ob der 
Planfeststellungsbeschluss und damit seiner Konsequenzen akzeptiert werden oder 
Rechtsmittel eingelegt werden sollen. Als Rechtsmittel gilt die Erhebung einer 
Anfechtungsklage innerhalb der Frist eines Monats. Da die Anfechtungsklage selbst 
keine aufschiebende Wirkung entfaltet, wäre der Antrag auf Anordnung der 
aufschiebenden Wirkung der Anfechtungsklage zu stellen. 

 



 

 

 

 

 

Auszug aus dem 
Planfeststellungsbeschluss  

vom 18.12.2017 

  

















 

 

 

 

 

Maßnahmenpläne im Bereich der 
Struklturplanung 
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Strukturplanung nördlich der BAB 6 mit 
Kennzeichnung der Flächen aus dem 

Planfeststellungsbeschluss  

vom 18.12.2017 






